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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


1. Abgeordneter 

Vogel 


2. Abgeordneter 

Vogel 


3. Abgeordneter 

Krammig 


4. Abgeordneter 

Krammig 


5. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


6. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


Teilt die Bundesregierung die vom Bundes- 
finanzminister auf dem SPD-Parteitag in Saar- 
brücken bezüglich der Erhöhung der Erb- 
schaft- und Vermögensteuer laut „Die Welt" 
vom 16. Mai 1970 vertretene Meinung, daß die 
Frage, wo die Grenze zur Enteignung liege, 
unter anderem von „dem politischen Gestal- 
tungswillen des Gesetzgebers und damit von 
den politischen Mehrheitsverhältnissen" ab- 
hänge? 

Hält die Bundesregierung unter verfassungs- 
rechlichen Gesichtspunkten die in der genann- 
ten Rede ihres Finanzministers zum Ausdruck 
gebrachte Auffassung für richtig, daß der Um- 
fang eines der Fundamentalgrundrechte — des 
Rechtes auf Eigentum — von den politischen 
Mehrheitsverhältnissen abhängt? 

Wann wird die Bundesregierung von der durch 
die Finanzverfassungsreform erweiterten Ge- 
setzgebungskompetenz in Artikel 105 des 
Grundgesetzes Gebrauch machen, um die Ver- 
einheitlichung des Grunderwerb- und Feuer- 
schutzsteuerrechts, das in den Bundesländern 
unterschiedlich geregelt ist, insbesondere im 
Hinblick auf Artikel 3 des Grundgesetzes her- 
beizuführen? 

Hält die Bundesregierung es mit dem Grund- 
gesetz für vereinbar, daß über 80 v. H. der 
Erwerbsvorgänge von der Grunderwerbsteuer 
befreit sind? 

Hält die Bundesregierung den Erlaß des Bun- 
desministeriums der Finanzen vom 19. Dezem- 
ber 1969 (IV A/3 - S 7700 - 52/69) mit dem 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung und in diesem Zusammenhang mit den 
Grenzen der Typisierung im Steuerrecht für 
vereinbar, obgleich in diesem Erlaß die sog. 
Verbringensfälle nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des 
Absicherungsgesetzes nicht berücksichtigt 
sind? 

Hält die Bundesregierung, falls sie die vor- 
stehende Frage bejaht, an ihrer Auffassung 
auch dann noch fest, wenn nachgewiesen wird, 
daß in Verbringensfällen Währungsverluste 
eingetreten sind und die Sonderumsatzsteuer 
zu einer Doppelbelastung geführt hat, oder ist 
die Bundesregierung dann bereit, auch für 
diese Fälle die Möglichkeit eines Erlasses der 
Sonderumsatzsteuer in dem für Ausfuhrliefe- 
rungen geltenden Rahmen zu eröffnen? 
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7. Abgeordneter 

Meister 


8. Abgeordneter 

Meister 


9. Abgeordneter 

von Bockeiberg 


10. Abgeordneter 

von Bockeiberg 


11. Abgeordneter 

Würtz 


12. Abgeordneter 

Fellermaier 


13. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


14. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


15. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Finanzministerium der DDR eine Erhöhung der 
Steuerausgleichsabgabesätze für westdeutsche 
und Westberliner Unternehmen angekündigt 
hat, und wie gedenkt die Bundesregierung 
dem zu begegnen? 

Wird die Bundesregierung gegebenenfalls ähn- 
liche Maßnahmen für gewerbliche Fahrzeuge 
aus der DDR in Erwägung ziehen? 

Auf welche Höhe könnte der Sonderausgaben- 
pauschbetrag für Arbeitnehmer (§ 10 c Ziff. 1 
EStG) festgesetzt werden, wenn Minderein- 
nahmen an Einkommen- und Lohnsteuer in 
Höhe von 900 Millionen DM für diese Maß- 
nahme veranschlagt würden? 

Wieviel Anträge auf Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich und wieviel Anträge auf Lohnsteuer- 
ermäßigung würden überflüssig werden? 

Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um die 
Steuerlastquote von nahezu 2H/o für die ge- 
meinnützige Einrichtung des Bundeswehr-So- 
zialwerkes, das von den gewährten Zuschüs- 
sen des Bundes im Jahr 1969 200 000 DM 
Steuern zahlen mußte, zu vermindern? 

Sind der Bundesregierung bereits genauere 
Zahlen über den Gesamtschaden bekannt, der 
dem Bund im „Landshuter-Komplex" des soge- 
nannten „Süddeutschen Getreide-Skandals" 
entstanden ist, welcher derzeit Gegenstand 
eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs- 
verfahrens bildet? 

Hat die Bundesregierung den ihr nachgeord- 
neten Finanzbehörden Anweisung erteilt, Pra- 
xisgemeinschaften und Apparategemeinschaf- 
ten von Ärzten entgegen der Vorschrift des 
§ 4 Ziff. 14 des Umsatzsteuergesetzes nicht 
von der Umsatzsteuerpflicht freizustellen, ob- 
wohl ärztliche Gemeinschaftspraxen ebenso 
wie die sonstige Tätigkeit als Arzt nicht der 
Umsatzsteuerpflicht unterliegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auch den Eltern 
bei der Einkommensteuer Freibeträge zuzu- 
billigen für die Kinder, die älter als 27 Jahre 
sind, aber ihre Berufsausbildung noch nicht 
abgeschlossen haben und von den Eltern über- 
wiegend unterhalten werden? 

Trifft es zu, daß für französischen Schaum- 
wein, der auf einen Druck zwischen 2,5 und 
3 atü — in jedem Fall unter 3 atü — gestellt 
ist, bei der Einfuhr zunächst ordnungsgemäß 
die Steuer entrichtet, diese aber dann von den 
Zollämtern zurückerstattet wird, weil erst dann 
geltend gemacht wird, daß der Druck unter 
3 atü liege? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 
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16. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


17. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


18. Abgeordneter 

Strauß 


19. Abgeordneter 

Burger 


20. Abgeordneter 

Burger 


21. Abgeordneter 

Pieroth 


22. Abgeordneter 

Pieroth 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, daß — wie früher über Süd- 
baden — jetzt hauptsächlich über saarländi- 
sche aber auch andere Grenzzollstellen aus- 
ländische Schaumweine mit einem Kohlen- 
säuredruck unter 3 atü bei 20® C eingeführt 
und in Verkehr gebracht werden können, wo- 
bei entweder die Schaumweinsteuer überhaupt 
nicht entrichtet oder aber später zurückgefor- 
dert und allem Anschein nach von den Zoll- 
ämtern auch ohne weiteres erstattet wird? 

Warum stellt die Bundesregierung nicht die 
notwendige Zusammenarbeit und gegenseitige 
Unterrichtung der Grenzzolldienststellen und 
der Lebensmittelkontrolle sicher, um zu ver- 
hindern, daß nicht verkehrsfähige Schaum- 
weine auf den deutschen Markt kommen, ob- 
wohl nach der bereits in Kraft befindlichen 
Vorschrift des § 69 Abs. 5 des neuen Wein- 
gesetzes von den dort gegebenen „Befugnissen 
zur Auskunftserteilung auch Gebrauch ge- 
macht werden muß" (siehe Schriftlicher Be- 
richt zum Weingesetz — Drucksache V/4072 — 
Seite 27)? 

Ist Bundesfinanzminister Möller bereit, die 
Mehranforderung der Ressorts für den Finanz- 
plan 1970 bis 1974 und die sonstigen Aus- 
gaberisiken, die sich nach Presseberichten ge- 
genüber dem geltenden Finanzplan für 1971 
auf 30 Milliarden DM belaufen sollen, dem 
Deutschen Bundestag zur Kenntnis zu geben? 

Erwägt die Bundesregierung, die im Dritten 
Reich zwangsweise unfruchtbar gemachten 
Menschen zu entschädigen? 

Würde sich die Form einer öffentlich-recht- 
lichen Stiftung, ähnlich der Heimkehrerstif- 
tung, hierfür nicht anbieten? 

Welche Gründe sprechen dagegen, daß Arbeit- 
nehmern von mittelständischen Unternehmen 
ohne eigene Kantine und — auf Grund orts- 
unabhängiger Tätgkeit — auch ohne die Mög- 
lichkeit, in bestimmten Gaststätten eine durch 
Essensmarken oder vereinbarte Zuschüsse ver- 
billigte Mahlzeit einzunehmen, von ihrem 
Arbeitgeber denselben steuerlich begünstigten 
Essensgeldzuschuß erhalten wie Arbeitnehmer 
in einem Unternehmen mit Kantine oder mit 
an bestimmte Gaststätten ausgegebenen Es- 
sensmarken oder Zuschüssen? 

Trifft es zu, daß Arbeitnehmer, die zur Ein- 
kommensteuer veranlagt werden — z. B. we- 
gen der Abschreibung für ein Einfamilien- 
haus — gegenüber nur lohnsteuerpflichtigen 
Arbeitnehmern dadurch benachteiligt werden. 
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daß sie Kinderfreibeträge und Freibeträge für 
erwerbsunfähige und pflegebedürftige Kinder 
für das betreffende Jahr nur beanspruchen 
dürfen, wenn diese Kinder vor dem Stichtag 
des 31. August geboren sind, während bei 
Arbeitnehmern, die derselben Tätigkeit nach- 
gehen, aber nur lohnsteuerpflichtig bleiben, 
solche Freibeträge nicht an diesen Stichtag 
gebunden sind? 

23. Abgeordneter Mit welchen Mitteln will die Bundesregierung 

Dasch an den deutschen Grenzen die illegale Einfuhr 

von Rauschgift stärker als bisher verhindern? 

24. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
Dr. Schwerer rung zugestimmt, das Thema Steuerharmoni- 
sierung von der Tagesordnung der Beratungen 
der EWG-Finanzminister in Venedig am 29./ 
30. Mai abzusetzen? 

25. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung der Tatsache 
Dr. Schwörer bewußt, daß die Steuerharmonisierung inner- 
halb der EWG von entscheidender Bedeutung 
für ein reibungsloses Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes ist und aus diesem Grun- 
de bereit, sich dafür einzusetzen, daß dieses 
Thema unverzüglich Gegenstand der Beratun- 
gen wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ansichtlich des 
Dr. Gleissner hohen Müllanfalls, der kaum noch zu beseiti- 
gen ist, den Verkauf von Einwegflaschen für 
Bier und Erfrischungsgetränke — wie es in 
Norwegen und Finnland geschieht — zu ver- 
bieten? 

27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Teststationen 
Dr. Gleissner zur Kontrolle der Auspuffgase an Kraftwagen 

einzurichten und dort beanstandete Kraftwa- 
gen aus dem Verkehr zu ziehen, wie das im 
US-Staat New Yersey bereits geschieht? 

28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Problem 

Dr. Slotta der Kriegsgefangenenentschädigung durch Ge- 

währung eines Zusatzbetrages von monatlich 
50 DM für alle nach 1948 heimgekehrten ehe- 
maligen Kriegsgefangenen zu einem gerechten 
Abschluß zu bringen? 

29. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Beibehaltung 

Härzschel von Ortsklassen in Tarifverträgen des öffent- 

lichen Dienstes noch für gerechtfertigt? 
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30. Abgeordneter Was sagt die Bundesregierung zu dem Tat- 
Bay bestand, daß ein Versorgungsamt sich an eine 

Bescheinigung, die von der nach § 10 Abs. 4 
des Häftlingshilfegesetzes zuständigen Be- 
hörde ausgestellt wurde, nicht gebunden fühlt, 
sondern im gleichen Fall noch eigene Ermitt- 
lungen anstellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


31. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung eine Zusage 
Leicht für den auf verschiedenen Justizministerkon- 

ferenzen im Jahr 1969 und bei späteren Einzel- 
besprechungen im Bundesjustizministerium in 
Aussicht gestellten Zuschuß von 50 v. H. der 
Bau- und Erschließungskosten für die Errich- 
tung einer Deutschen Richterakademie in Trier 
geben? 


32. Abgeordneter Bedarf es nach Ansicht der Bundesregierung 
Dr. Hammans für die Transponierung der Richtlinie der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften vom 
17. Dezember 1969 über die Lieferung von 
Waren an den Staat, seine Gebietskörper- 
schaften und die sonstigen juristischen Perso- 
nen des öffentlichen Rechts in die Rechtsord- 
nung der Bundesrepublik Deutschland eines 
Gesetzes? 


33. Abgeordneter 

Dr. Haack 


Wird die Bundesregierung sich dafür einset- 
zen, daß Triebtäter durch hormonelle Kastra- 
tion behandelt werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


34. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Verhältnis zwischen den in der Bun- 
desrepublik Deutschland üblichen Preisen für 
Stickstoffprodukte und den Exportpreisen nach 
China tragbar zu gestalten, nachdem die deut- 
sche Landwirtschaft zum Teil immer noch das 
Zehnfache des Exportpreises bezahlen muß? 


35. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach der beim Bun- 
Dr. Jobst desminister für Wirtschaft bestehende Arbeits- 

kreis „ Automation in eine „Deutsche Kom- 
mission für technischen und strukturellen 
Wandel (oder für Automation)" umgewandelt 
werden soll? 


36. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


Welche haushaltsmäßigen Belastungen sind 
für diese Maßnahme vorgesehen, und wie sol- 
len sie gedeckt werden? 
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37. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


38. Abgeordneter 

Dr. Giulini 


39. Abgeordneter 
Weigl 


40. Abgeordneter 

Dr. Ritz 


41. Abgeordneter 
Kiep 


42. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


43. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


44. Abgeordneter 

Jung 


Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 
ob bei Kapitalhilfen in Entwicklungsländer 
Lieferbindungen vereinbart werden, die der 
bundesdeutschen Industrie zugute kommen? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 
zur Zeit bei Kapitalhilfe in Entwicklungslän- 
der ein, nachdem 1965 keine Lieferbindung 
bestand, 1965 bis 1970 eine solche aber prak- 
tiziert wurde? 

Welche Folgerungen will die Bundesregierung 
aus der Tatsache ziehen, daß sich das beste- 
hende Lohngefälle zwischen den einzelnen 
Fördergebieten seit 1967 laufend verstärkt, 
z. B. dadurch, daß die Verdienste der Indu- 
striearbeiter in Berlin jetzt schon um 22,8Vo 
über den Verdiensten der Industriearbeiter im 
niederbayerischen Zonenrandgebiet liegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Katastrophe in Rumänien, deren riesiges Aus- 
maß Teilen der Öffentlichkeit in der Bundes- 
republik Deutschland noch gar nicht bewußt 
ist, beim Ministerrat der EWG eine Sonder- 
sitzung mit dem Ziel zu beantragen, eine wirk- 
same und schnelle Hilfsaktion der EWG, ins- 
besondere auf dem Gebiet der Nahrungsmittel- 
versorgung, einzuleiten? 

Ist die Bundesregierung bereit und in der 
Lage, über die bisherigen Hilfsmaßnahmen 
hinaus auch technische Hilfe für die Wieder- 
instandsetzung der durch die Hochwasserka- 
tastrophe in Rumänien ausgefallenen Indu- 
strieunternehmen zu leisten? 

Wie gedenkt sich die Bundesregierung gegen- 
über den sich in der Öffentlichkeit mehrenden 
Gerüchten über eine erneute Aufwertung zu 
verhalten? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß eine abwartende oder inoffiziell zu- 
stimmende Haltung der Einweg-Spekulation 
und damit dem erneuten Zustrom spekulati- 
ver Auslandsgelder Tür und Tor öffnet? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die infolge der Diskont- 
satzerhöhung der Deutschen Bundesbank be- 
sonders hart getroffenen mittelständischen 
Unternehmen insbesondere in den Gebieten 
vor dem Konkurs zu bewahren, die im Ge- 
gensatz zu den konjunkturüberhitzten Städten 
der Ballungsgebiete auf Grund ihrer Wirt- 
schaftsstruktur nicht an dem Konjunkturboom 
ursächlich beteiligt waren und somit von den 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen von Bun- 
desregierung und Bundesbank besonders hart 
getroffen werden? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


45. Abgeordneter In welchem Maß nehmen Brachlandflächen im 
Geldner Bundesgebiet zu, und worauf ist das nach 

Ansicht der Bundesregierung zurückzuführen? 


46. Abgeordneter Welche Vorstellungen von der Nutzungsmög- 
Geldner lichkeit (z. B. Aufforstung) dieser Brachflächen 

hat die Bundesregierung, und welche Finanzie- 
rungsmöglichkeiten gibt es, um die hier dro- 
henden Schäden für die Landschaft zu vermei- 
den? 


47. Abgeordneter Welche Gründe haben zu der Meldung der 

Niegel Süddeutschen Zeitung vom 5. Mai 1970 ge- 

führt, die sich auf Äußerungen von Bundes- 
kanzler Brandt beruft, „der offensichtlich tief 
besorgt über die Verschlechterung der Han- 
delsbeziehungen zu den USA und deren mög- 
lichen politischen Auswirkungen eine 15pro- 
zentige Getreidepreissenkung für angemessen 
halte, wofür den Bauern aus dem Haushalt 
ein Ausgleich gewährt werden müsse"? 


48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühun- 
Müller gen Großbritanniens, Irlands und Norwegens, 

(Mülheim) die Lachsbestände zu erhalten, durch geeignete 

Maßnahmen zu unterstützen? 


49. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die beim letzten 
Müller Meeting der North-West Atlantic Fisheries 

(Mülheim) (ICNAF) eingenommene Haltung gegen eine 

vorübergehende Einstellung der Netzfischerei 
von Grönland einer Prüfung unterziehen? 


50. Abgeordneter Wieviel landwirtschaftliche Betriebe werden 
Niegel im Bundesgebiet und in Bayern künftig nach 

dem vom Bundesernährungsminister vorgeleg- 
ten Richtlinienentwurf für ein mittelfristiges 
Förderungsprogramm der Bundesregierung im 
«Bereich der Landwirtschaft, unter Berücksichti- 
gung der einzelnen Förderungskriterien — wie 
z. B. bereinigtes Betriebseinkommen von 
24 000 DM je Betrieb, ordnungsgemäße Buch- 
führung bzw. zweimaliger Buchführungsab- 
schliiß pro Jahr, persönliche und berufliche 
Qualifikation durch Landwirtschaftsgehilfen- 
prüfung und landwirtschaftlicher Fachschul- 
abschluß sowie Bereitwilligkeit zu Koopera- 
tion — noch mit einer Förderung rechnen kön- 
nen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


51. Abgeordneter Ist es sozial vertretbar, daß für das in Aus- 

Weigl bildung befindliche Kind Waisenrente bis zum 

25. Lebensjahr gewährt wird, wenn der Vater 
Arbeiter bei der Deutschen Bundesbahn war, 
dagegen bis zum 27. Lebensjahr, wenn der 
Vater als Beamter der Deutschen Bundesbahn 
verstorben ist? 


52. Abgeordneter Bedauert die Bundesregierung entsprechend 
Russe der Auffassung der Freien Demokratischen 

Partei, daß sie noch nicht in der Lage war, „all 
das an wohlfahrtsstaaUichen Sicherungsstruk- 
turen zu beseitigen, was in über zwanzigjäh- 
riger CDU-Verantwortung entstand" (Freie de- 
mokratische Korrespondenz vom 15. Mai 
1970)? 


53. Abgeordneter 
Russe 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Strukturen 
der sozialen Sicherung abzubauen und gegebe- 
nenfalls welche? 


54. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich der Bundesrechnungshof 
Geisenhofer bei seinen Beanstandungen zur neuen Organi- 
sationsverteilung des Bundesarbeitsministe- 
riums (vgL Stenographischer Bericht über die 
51. Sitzung am 8. Mai 1970, S. 2574 - Anlage 5) 
auch dahin geäußert hat, bei dieser Organisa- 
tionsverteilung seien personelle und nicht 
sachliche Gesichtspunkte maßgebend gewesen? 


55. Abgeordneter Welche weiteren Beanstandungen, die in der 
Geisenhofer Antwort in der Fragestunde vom 8. Mai 1970 
nicht erwähnt sind, hat der Bundesrechnungs- 
hof erhoben, und wie gedenkt der Bundesar- 
beitsminister, den Beanstandungen abzuhel- 
fen? 


56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die durch Mili- 
Dr. Slotta tärdienst, Krieg und Gefangenschaft verlo- 

renen Jahre als Beitragszeiten für die gesetz- 
lichen Rentenversicherungen und nicht wie 
bisher als Ersatzzeiten anzurechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


57. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
des Unterhaltssicherungsgesetzes dahin ge- 
hend einzubringen, daß Wehrpflichtige, die 
auf Grund tarifvertraglicher Regelung kurz- 
fristig vermögenswirksame Leistungen erbrin- 
gen, auch dann die Leistungen durch die öffent- 
liche Fland erhalten, wenn der Tarifvertrag 
kürzer als ein Jahr vor der Einberufung abge- 
schlossen wurde? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


58. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten 

Roser — und gegebenenfalls welche — , um im Rah- 

men einer modernen Sozialpolitik Schwer- 
körperbehinderten Einrichtung und Unterhalt 
von Telefonanschlüssen zu ermöglichen bzw. 
zu erleichtern? 


59. Abgeordneter 

Flämig 


Wie steht die Bundesregierung grundsätzlich 
zu dem Gedanken eines sogenannten klassen- 
losen Krankenhauses? 


60. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß die Meßzahl 
Freiherr Ostman für die Förderung von Studentenwohnheimen 
von der Leye pro Wohneinheit bei Studentenwohnheimen 
in herkömmlicher Art 17000 DM bis 19 000 DM 
und bei Studentenwohnheimen in Appartment- 
form mit zentraler Kochgelegenheit bzw. mit 
Kochgelegenheit innerhalb des Appartments 
bis zu 20000 DM — angesichts der Steigerung 
der Baupreise und auch im Hinblick auf die 
regionalen Situationsunterschiede an den ein- 
zelnen Hochschulorten — noch angemessen ist? 


61. Abgeordneter 

Freiherr Ostman 
von der Leye 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den Bau von Studentenwohnheimen, vor allem 
an Hochschulorten mit erheblichem allgemei- 
nen Wohnungsdefizit, verstärkt fortführen zu 
können? 


62. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung 
bewogen, die Anwendung von DDT erst mit 
Wirkung vom Mai 1971 zu verbieten? 


63. Abgeordneter 

Dr. Bediert 
(Gau- 

Algesheim) 


Wann wird die Bundesregierung die lebens- 
mittelrechtlichen und Pflanzenschutzbestim- 
mungen in der Weise ändern, daß die An- 
wendung der besonders gefährlichen Stoffe 
mit sofortiger Wirkung verboten wird, die in 
Anlage 2 der Höchstmengenverordnung-Pflan- 
zenschutz vom 30. November 1966 genannt 
sind, während in der genannten Verordnung 
nur das Vorkommen in Lebensmitteln für diese 
Stoffe verboten worden ist, was zur Folge hat, 
daß diese Stoffe nach wie vor ausgiebig an- 
gewendet werden, und die Erzeuger von Le- 
bensmitteln bestenfalls hoffen, daß beim Ein- 
halten der Wartezeiten keine Spuren dieser 
gefährlichen Pflanzenschutzmittel im angebo- 
tenen Lebensmittel mehr vorhanden sind, wo- 
rüber aber weder die Erzeuger noch die Ver- 
braucher irgendwelche Gewißheit haben? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 
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64. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


65. Abgeordneter 
Härzschel 


66. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 


67. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Empfänger von Sozialhilfe die Möglichkeit 
haben sollten, sich diese auf ein Konto über- 
weisen zu lassen, und daß Vorschriften, die 
dem entgegenstehen, geändert werden sollten? 


Warum hat die Bundesregierung in ihrer 
schriftlichen Antwort auf meine Frage (vgl. 
Stenographischer Bericht über die 38. Sitzung 
am 13. März 1970, Seite 1926 - Anlage 23) 
unzutreffende Angaben über die Krebssterb- 
lichkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
gemacht, obwohl nach Angaben des Statisti- 
schen Bundesamtes und der Zeitschrift der 
Weltgesundheitsorganisation „World Flealth" 
die Bundesrepublik Deutschland mit der 
Krebssterblichkeit bei den Frauen an der 
Spitze und bei den Männern an zweiter Stelle 
steht, und welche Konsequenzen will die Bun- 
desregierung aus dieser Feststellung ziehen? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß geistig Behinderte nur dort Erziehungs- 
und Ausbildungsstätten finden, wo persönliche 
Initiative Einzelner, meist betroffener Grup- 
pen, entsprechende Einrichtungen ins Leben 
gerufen haben, und wäre es nicht gerecht, nach 
dem Gleichheitsgrundsatz, der auch diesen 
Menschen Schule und Ausbildung zuspricht, 
ganz allgemeine staatliche Voraussetzungen 
dafür zu schaffen? 

Sollte nicht die in den Ländern gleichmäßig 
einzurichtende besondere Ausbildung der Er- 
zieher und Lehrer staatliche Anerkennung 
finden? 


68. Abgeordneter Plant die Bundesregierung eine Aktion gegen 
Dasch den verstärkten Verbrauch von Rauschgift, 

insbesondere bei Jugendlichen, um eine ge- 
sundheitliche und soziale Gefährdung zu ver- 
hindern? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


69. Abgeordneter Kann damit gerechnet werden, daß die Deut- 
Dr. Apel sehe Bundesbahn mit der deutschen Waggon- 

bauindustrie ein mittelfristiges Bestellpro- 
gramm festlegt, um der deutschen Waggon- 
bauindustrie eine Beurteilung ihrer mittelfri- 
stigen Beschäftigungsmöglichkeiten zu geben 
und der Deutschen Bundesbahn die Gewähr zu 
geben, daß die akuten Schwierigkeiten bei der 
Bereitstellung von Waggons auf die Dauer 
vermieden werden? 
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70. Abgeordneter Wird die Bundesregierung alle ihr gegebenen 
Dr. Apel Möglichkeiten wahrnehmen, um die termin- 

gerechte Einführung der Mittelpufferkupplung 
sicherzustellen? 


71. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, über ihre in 
Bremer der Drucksache VI/403 dargestellten Bemühun- 

gen hinaus sich für internationale Vereinba- 
rungen über Maximallärmwerte für Über- 
schallflugzeuge einzusetzen, nachdem die 
ICAO-Fluglärmkonferenz in Montreal entspre- 
chende Beschlüsse für Unterschallflugzeuge 
gefaßt hat? 


72. Abgeordneter 

Bremer 


Wann rechnet die Bundesregierung mit dahin 
gehenden konkreten Verhandlungsergebnis- 
sen? 


73. Abgeordneter 
Dr. Aigner 


74. Abgeordneter 

Dr. Aigner 


75. Abgeordneter 

Wohlrabe 


76. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


77. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Ist es richtig, daß die Deutsche Bundespost 
die Absicht hat, in diesem Jahr eine Sonder- 
marke „25 Jahre UNO" nicht herauszugeben, 
obwohl alle anderen UNO-Staaten dies Vor- 
haben? 

Aus welchem Grund wird in diesem Jahr nur 
eine zusätzliche Sondermarke im Offsetdruck 
„Friedrich Engels" von der Deutschen Bundes- 
post herausgegeben? 

Treffen Meldungen zu, nach denen der Tele- 
fonverkehr zwischen West- und Ost-Berlin in- 
nerhalb des nächsten halben Jahres bzw. in 
naher Zukunft wieder hergestellt wird und an 
den damit verbundenen Arbeiten zur Zeit 
60 Techniker tätig sind? 

Haben sich die Erwartungen der Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Erlöse aus dem bisher 
herausgegebenen Olympia-Sonderpostwert- 
zeichen erfüllt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, aus Anlaß 
der Olympischen Spiele 1972 neben dem bisher 
geplanten Sonderpostwertzeichen auch Blöcke 
mit Zuschlag herauszugeben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


78. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Sozial- 
Link hilfeempfänger zur Beantragung von Wohn- 

geld und Unterkunftskosten nach dem Wohn- 
geldgesetz und dem Bundessozialhilfegesetz 
zwei behördliche Dienststellen in Anspruch 
nehmen müssen? 
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Ist die Bundesregierung bereit, darauf einzu- 
wirken, daß zur Erleichterung für die Sozial- 
hilfeempfänger und zur Vermeidung doppelter 
Verwaltungsarbeiten bei Beantragung und In- 
anspruchnahme von Wohngeld und Unter- 
kunftskosten in Zukunft nur eine Dienststelle 
zuständig ist, und welche Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung bejahendenfalls 
zu ergreifen? 

80. Abgeordneter Hält die Bundesregierung nicht die Zeit für 

Dröscher gekommen, die Richtlinien zur Förderung der 

Errichtung und des Erwerbs von Familien- 
heimen und Eigentumswohnungen durch Bun- 
desbedienstete in der Fassung vom 16. No- 
vember 1964 dahin gehend zu ändern, daß 
auch Maßnahmen zur Eigenheimschaffung dort 
gefördert werden können, wo kurz- oder mit- 
telfristig ausreichender Wohnraum für Ver- 
waltungsangehörige des Bundes vorhanden ist, 
wo aber eine gewisse Vorrangigkeit der Schaf- 
fung von Eigenheimen im Interesse einer für- 
sorglichen Hilfe für Bundesbedienstete ange- 
, nommen werden kann? 


79. Abgeordneter 

Link 


81. Abgeordneter Welche Gruppe von Hausbesitzern — z. B. die 

Dröscher Gesellschaften des sozialen Wohnungsbaus, 

die Eigenheimbesitzer mit Einliegerwohnung, 
die privaten Vermieter mit einem Miethaus, 
der gewerbliche Hausbesitz — hat nach den 
bisherigen Erfahrungen die Freigabe der Miet- 
preise zu besonders starken Erhöhungen aus- 
genutzt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


82. Abgeordneter Sind Mitteilungen in der Illustrierten Quick 
Reddemann (Ausgabe 1, Juniwoche) zutreffend, wonach 

das SED-Politbüro unter dem Vorwand, Ver- 
mögen von Zonenflüchtlingen verwalten zu 
wollen, diese Vermögen mit so hohen Verwal- 
tungsgebühren belastet, daß dadurch die Ver- 
mögenswerte dem SED-Staat anheimfallen? 


83. Abgeordneter Ist der Bundesregierung ein Gesetz der „DDR" 
Reddemann bekannt, aus dem die SED-Behörden Rechts- 

titel herleiten, um zurückgebliebenes Ver- 
mögen von Zonenflüchtlingen einzuziehen? 


84. Abgeordneter Trifft es zu, daß die in der Illustrierten Quick 
Breidbach veröffentlichten Vermögenskonfiskationen, die 

durch „DDR" -Behörden gegenüber Vermögens- 
werten von „DDR" -Flüchtenden vorgenommen 
worden sind, der Bundesregierung „seit Spät- 
herbst letzten Jahres . . . durch detaillierte 
Informationen aus dem engsten Kreis der 
SED-Führung" bekanntgeworden sind? 
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85. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 
Breidbach um im Rahmen ihrer Entspannungs- und Ver- 

ständigungspolitik auf die Ostberliner Be- 
hörden einzuwirken, damit zumindest in die- 
sem Falle Erleichterungen für die Menschen 
erreicht werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

86. Abgeordneter In welchem Umfang wird in der Bundesrepu- 

Dr. Haack blik Deutschland bereits eine vorschulische 

Erziehung vermittelt? 

87. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 

Schmidt Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 

(Braunschweig) Luft- und Raumfahrt (DFVLR) bei eintretenden 

Änderungen des BAT und der Einstufungs- 
merkmale keine entsprechende automatische 
Erhöhung ihrer Ffaushaltsmittel erfährt, son- 
dern die auf dem Personalsektor anfallenden 
unvermeidlichen Mehrausgaben durch Einspa- 
rungen bei den Sachtiteln ausgleichen muß? 

88. Abgeordneter Wie kann dieser Zustand geändert werden? 

Schmidt 

(Braunschweig) 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


89. Abgeordneter Welche Gründe und politischen Zielvorstel- 

Höcherl lungen haben die Bundesregierung veranlaßt, 

in der gegenwärtigen angespannten politi- 
schen Lage in Südostasien die Visa-Sperre für 
Vertreter der sogenannten „Nationalen Be- 
freiungsfront Südvietnams" bzw. der Viet- 
cong aufzuheben? 

90. Abgeordneter Lfat das Auswärtige Amt die Entscheidung 

Höcherl über die Aufhebung der Visa-Sperre in Über- 

einstimmung mit dem Bundeskanzleramt ge- 
troffen? 

91. Abgeordneter Hält die Bundesregierung nicht die Zeit für 

Meister gekommen, mit dem Staat Mauritius diploma- 

tische und konsularische Beziehungen aufzu- 
nehmen? 

92. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Meister Sowjetunion eine Botschaft in Port Louis un- 

terhält? 
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93. Abgeordneter 

Flämig 


Sind zwischen der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften und der Wiener Inter- 
nationalen Atomenergieorganisation die laut 
Artikel III Abs. 4 des Atomwaffensperrver- 
trages vorgeschriebenen Verhandlungen betr. 
die Übereinkünfte über Sicherungsmaßnahmen 
in Bezug auf Ausgangs- und besonderes spalt- 
bares Material aufgenommen worden? 


Der Fragesteller 
bittet um schrift- 
liche Beantwortung 
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B, Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

1. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung auf Grund des 
Baier Antrags aller Fraktionen des baden-württem- 

bergischen Landtags unternommen, um aus 
humanitären Erwägungen für die Freilassung 
des im Spandauer Kriegsverbrechergefängnis 
inhaftierten Rudolf Hess bei allen vier Sieger- 
mächten des letzten Weltkrieges einzutreten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

2. Abgeordneter Welche Erfahrungen hat man in Baden-Würt- 

Biechele temberg gemacht, wo über die vergangenen 

Pfingstfeiertage die freiwilligen Hilfsorganisa- 
tionen bei der Unfallrettung mit Einheiten des 
Katastrophenschutzes zusammengearbeitet ha- 
ben? 

3. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, da- 

Biechele zu beizutragen, daß die Erfahrungen dieses 

Modellversuchs zur Verbesserung der Unfall- 
rettung für den Bereich der ganzen Bundesre- 
publik Deutschland ausgewertet und in der 
Praxis verwirklicht werden? 

4. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung angesichts 

Schröder des geplanten Baus einer Industrieabwässer- 

(Wilhelminenhof) leitung aus der Provinz Groningen zur Unter- 
ems und zum Dollart zu tun, um der zu be- 
fürchtenden Wasserverunreinigung und der 
Bedrohung des biologischen Lebens in den 
Küstengewässern zu begegnen? 

5. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Schröder dabei auch vitale Interessen der vom Fremden- 

(Wilhelminenhof) verkehr lebenden Bevölkerungsschichten Ost- 
frieslands berührt werden und somit neben 
den gesundheits- und verkehrspolitischen auch 
wirtschaftspolitische Probleme eine bedeuten- 
de Rolle für diesen Raum spielen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

6. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung noch — wie 
Erhard in der Drucksache IV/270 vom 23. März 1962 

(Bad Schwalbach) in Aussicht gestellt — ein Urhebervertrags- 
gesetz selbständig oder als Ergänzung des Ur- 
heberrechtsgesetzes vorzulegen, mit dem für 
alle Vertragstypen auf dem Gebiet des Urhe- 
berrechts Vorschriften geschaffen werden sol- 
len? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


7. Abgeordneter Wieviel überregionale Schwerpunktorte wer- 
Weigl den im Rahmen des Regionalen Aktionspro- 

gramms nördliche und westliche Oberpfalz 
geschaffen? 


8. Abgeordneter Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, 
Weigl der bayerischen Staatsregierung das Vor- 

schlagsrecht für eine größere Anzahl von 
überregionalen Schwerpunktorten im Rahmen 
des Regionalen Aktionsprogramms nördliche 
und westliche Oberpfalz zuzubilligen, damit 
ansiedlungswillige Industriebetriebe im soge- 
nannten Austauschverfahren sofort gefördert 
werden können, ohne daß dadurch die Stand- 
ortentscheidung des Unternehmers stark ein- 
geschränkt wird? 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Bundes- 
Meister aufsichtsamt für Kreditwesen personell und 

organisatorisch so auszustatten, daß es in die 
Lage versetzt wird, seiner Aufgabe der Beauf- 
sichtigung entsprechend dem zunehmenden 
Umfang des Kreditwesens gerecht zu werden 
(vgl. Stenographischer Bericht über die 158. 
Sitzung am 11. März 1968, Seite 8181 - Anlage 
9)? 


10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende 
Meister gesetzgeberische Maßnahmen zu ergreifen? 


11. Abgeordneter Auf Grund welcher mittel- und langfristigen 
DrÖscher Standortprogramme für Entwicklungsschwer- 

punkte außerhalb der Ballungskerne hat die 
Landesregierung von Rheinland-Pfalz Mittel 
für den Zeitraum der mittelfristigen Finanz- 
planung angefordert, und wie hoch sind diese 
Mittel absolut veranschlagt? 


12. Abgeordneter Welche Höhe haben sie pro Kopf der BevÖl- 

Dröscher kerung, und wie ist das Verhältnis im Ver- 

gleich zu den für die anderen Bundesländer 
vorgesehenen Mitteln? 


13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Sperren 
Jung im Bereich des Straßenbaus bei Hartsteinwer- 

ken im Bereich Birkenfeld Umsatzeinbußen 
von 70®/o gegenüber dem Vorjahr mit sich ge- 
bracht haben und bei mittelständischen Unter- 
nehmen bereits Kurzarbeit beantragt werden 
mußte? 


17 



Drucksache VI/869 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


14. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung in Zusammenarbeit mit den Landesregie- 
rungen zu ergreifen, um die Ausrottung der 
nur noch in geringerer Zahl vorkommenden 
Greifvögel wie Baum- und Wanderfalk, Korn- 
weihen, Sperber, Habicht usw. zu verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


15. Abgeordneter Da nach neuesten Messungen Maschinen, die 
Erhard Steine, Steinplatten oder andere Formteile aus 

(Bad Schwalbach) Beton herstellen, einen außerordentlichen 
Lärm durch Stampfen und ähnliche Arbeits- 
vorgänge auslösen sollen, frage ich die Bun- 
desregierung, ob eine Genehmigungspflicht 
solcher Anlagen im Rahmen einer Novellie- 
rung der Gewerbeordnung zum Schutz gegen 
Lärmbelästigung der Bevölkerung für erfor- 
derlich und zweckmäßig gehalten wird? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


16. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, die 

Härzschel Landstraße 131 von Müllheim (Baden) nach 

Schönau im Schwarzwald als kürzeste Verbin- 
dung dieses Gebiets zur Autobahn zu einer 
Bundesstraße aufzustufen und wenn ja, wann 
kann damit gerechnet werden? 


17. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die öffentliche Kritik 
Härzschel über den schleppenden Ausbau der Ortsum- 

gehung Lörrach der B 316 bekannt, und was 
gedenkt sie im Interesse der schnellen Be- 
hebung der prekären Verkehrsverhältnisse 
in Lörrach zu tun, um den Ausbau zu be- 
schleunigen? 


18. Abgeordneter Welche Entscheidungen der Bundesregierung 
Horstmeier sind in der Angelegenheit des Bundesbahnzen- 

tralamtes Minden bezüglich des Standorts zu 
erwarten? 


19. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auch die Frage der 
Horstmeier damit zusammenhängenden Arbeitsplätze des 

betreffenden Raumes in ihre Überlegungen 
über eine Verlegung des Bundesbahnzentral- 
amtes einbeziehen? 
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20. Abgeordneter Wie ist der Stand des Bauvorhabens: Verle- 

Pieroth gung der Bundesstraße 14 zwischen Weier- 

bach und Nahbollenbach, und welche Verzöge- 
rungen gegenüber dem ursprünglich vorgese- 
henen Fertigstellungstermin sind eingetreten 
oder noch zu erwarten? 

21. Abgeordneter Auf welche Gründe sind gegebenenfalls diese 

Pieroth Verzögerungen zurückzuführen, und wann ist 

mit der Fertigstellung dieses Bauvorhabens 
zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 

Dr. Haack Bayerische Kultusministerium einer Klasse 

eines Bayreuther Gymnasiums eine Fahrt in 
die DDR verboten hat? 

23. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Bayerische 

Dr. Haack Staatsregierung über die Bemühungen, engere 

Kontakte zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR herzustellen, infor- 
mieren? 


Bonn, den 29. Mai 1970 
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